


Absender:
Vorname, Nachname								Datum
Straße, Hausnummer
PLZ-Ort



An den 
Planungsverband Region Ingolstadt
Geschäftsstelle 10
Bahnhofstraße 16
85101 Lenting

E-Mail: rpv-in@lra-ei.bayern.de


Einwendungen zur Fortschreibung des Regionalplanes der Region Ingolstadt (10)
Einunddreißigste Änderung: Neuaufstellung des Kapitels 6.2 Erneuerbare Energien mit den Teilkapiteln 6.2.1 Allgemeines und 6.2.2 Windenergie; Beteiligungsverfahren gem. Art 16 BayLplG i. V. m. § 9 ROG
Thema: Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG)
Betroffenes Gebiet (Ort, Lage bzw. WK-Vorrangflächen ): bitte beschreiben
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit erhebe ich, fristgerecht Einwendungen gegen die geplanten Windkraftprojekte im Zuständigkeitsbereich des Regionalen Planungsverbands 10 Ingolstadt.
1. Einleitung
Ich habe erhebliche Bedenken hinsichtlich der Einhaltung des deutschen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LkSG) und der entsprechenden europäischen Vorgaben bei der Planung und Umsetzung der vorgesehenen Windkraftanlagen.
2. Einwendungspunkte
· Einhaltung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten: Das LkSG verpflichtet Unternehmen dazu, in ihren Lieferketten die Einhaltung von Menschenrechten sicherzustellen. Bei der Beschaffung von Materialien für Windkraftanlagen, insbesondere von seltenen Erden und Metallen, besteht das Risiko, dass diese unter Bedingungen gewonnen werden, die gegen Menschenrechte verstoßen. Es ist unklar, ob die beteiligten Unternehmen ausreichende Maßnahmen ergriffen haben, um solche Risiken zu identifizieren und zu minimieren.
· Umweltbezogene Sorgfaltspflichten: Neben menschenrechtlichen Aspekten fordert das LkSG auch die Berücksichtigung umweltbezogener Pflichten in der Lieferkette. Die Produktion von Komponenten für Windkraftanlagen kann erhebliche Umweltauswirkungen haben, beispielsweise durch umweltschädliche Abbaupraktiken oder hohe CO₂-Emissionen bei der Herstellung. Es fehlen transparente Informationen darüber, ob und wie diese Umweltaspekte in der Lieferkette berücksichtigt werden.
· Transparenz und Berichterstattung: Das LkSG verlangt von Unternehmen, regelmäßig über ihre Sorgfaltsprozesse und Sorgfaltsmaßnahmen zu berichten. Es ist nicht ersichtlich, ob die an den Windkraftprojekten beteiligten Unternehmen dieser Berichtspflicht nachkommen und ob diese Berichte öffentlich zugänglich sind.
3. Forderungen
Aufgrund der genannten Bedenken fordere ich:
· Eine umfassende Prüfung der Lieferketten aller an den Windkraftprojekten beteiligten Unternehmen hinsichtlich der Einhaltung des LkSG und entsprechender europäischer Vorgaben.
· Die Offenlegung der Berichte zur menschenrechtlichen und umweltbezogenen Sorgfaltspflicht der beteiligten Unternehmen.
· Die Sicherstellung, dass bei der Beschaffung von Materialien für die Windkraftanlagen keine Menschenrechtsverletzungen oder erheblichen Umweltschäden in den Lieferketten auftreten.
4. Schlussbemerkung
Ich bitte um eine schriftliche Stellungnahme zu meinen Einwendungen. Für Rückfragen stehe ich unter den oben angegebenen Kontaktdaten zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen,
Hinweis: Dieses Schreiben dient als Vorlage und sollte entsprechend der individuellen Gegebenheiten und spezifischen Planungen angepasst werden.
[Unterschrift]
[Vorname Nachname]
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